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BETRIEBLICHER ARBEITSSCHUTZ ALS GESUNDHEIT3PCLITISCHE
STRATEGIE? - ERGEBNISSE UND SCHLUSSFOLGERUNGEN AUS
EINER EMPIRISCHEN UNTERSUCHUNG (KURZFASSUNG)
Friedrich Hauss, Hagen Kühn, Rolf Rosenbrock
1. Das Gesundheitswesen erweist sich in der Hinsicht als
ausbaufähig, daß von ihm ein größere Beitrag zur Siche¬
rung und Wiederherstellung der Gesundheit und
- besonders
angesichts des hohen Anteils an Chronisch-Kranken
- der
Linderung von Krankheitsfolgen erwartet werden kann. Eine
Trendumkehr bei den wichtigsten Volkskrankheiten wird je¬
doch davon abhängen, ob es gelingt, die Dimensionen der
Gesundheitspolitik dahingehend zu erweitern, daß sie sich
nicht nur auf das erkrankte Individuum richtet, sondern
auf die pathogenen Arbeits- und Lebensverhältnisse der Be¬
völkerung. Darum wird das Arbeitsschutzsystem (AS), als
bereits existierendes, die Gesundheit berührendes Bewälti¬
gungssystem auf seine präventiven Möglichkeiten hin unter¬
sucht. Ist es möglich, Ansatzpunkte für eine Erweiterung
des AS in Richtung auf eine umfassende präventive "Gesund¬
heitspolitik im Betrieb" zu entdecken und auszubauen? Da¬
bei muß der Arbeitsschutz erfaßt werden als ein Bestandteil
der Arbeitsbedingungen unter dem ökonomischen Aspekt, dem
Herrschaftsaspekt sowie dem Aspekt der sozialen Interaktion.
Er ist also wesentlich geprägt von den Systemen der betrieb¬
lichen und überbetrieblichen Konfliktregulierung im Aus¬
tauschprozeß zwischen Arbeit und Kapital, weist aber auch
ein beträchliches Maß an Eigendynamik auf.
2. ünterscheidungskriterien für verschiedene Ausprägungen
des betrieblichen AS können sinnvoll weder auf der input-
noch auf der output-Ebene gewonnen werden, sondern auf der
Ebene von Prozessen. Entsprechend stehen folgende Fragenkom¬
plexe im Vordergrund:
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a) Bei welchen Belastungsarten und -dimensionen setzt AS
ein?
b) Werden zuerst alle durchsetzbaren Möglichkeiten zur Sa¬
nierung der Arbeitsbedingungen genutzt, bevor personen¬
bezogene Maßnahmen eingeleitet werden?
c) Welche Chance haben die
- oft bereits in Störungen der
körperlichen und seelischen Befindlichkeit sich ausdrük-
kenden - konkreten Belastungserfahrungen der Beschäftig¬
ten, von der Belegschaftsvertretung und dem professio¬
nellen Arbeitsschutzsystem aufgegriffen zu werden?
d) Werden Gesundheitsprobleme im Betrieb präventiv ange¬
gangen, oder werden sie externalisiert (z.B. durch Per¬
sonalauslese, Risikoabwälzung auf Lieferanten und Abneh¬
mer) ?
3. Im Mittelpunkt des ersten Teils der Untersuchung (die
sich primär auf Materialauswertung und Experteninterviews
stützt) stehen die generellen Tendenzen der Praxis des Ar¬
beitsschutzes in Abhängigkeit von der Spezifik der betrieb¬
lichen und überbetrieblichen Regulierungssysteme. Dabei
stechen zwei Trends besonders hervor:
a) Die Tendenz zur systematischen Problemverkürzung und
-Selektion und damit der Aussparung volksgesundheitlich
relevanter Entstehungs- und Verlaufsbedingungen von
Krankheit. Gesundheitsprobleme haben weitgehend nur dann
eine Chance, als solche definiert, erforscht, normiert
und bewältigt zu werden, wenn sie das Kriterium der koope¬
rativen Verhandelbarkeit erfüllen (z.B. Meßbarkeit, Zu-
ordenbarkeit auf Personen und Arbeitsplätze, Abgrenz-
barkeit, Kalkulierbarkeit). Die Folge davon ist eine
weitgehende Beschränkung von Problemsicht und Praxis
auf subjektive und technische Bedingungen des Arbeits¬
unfalls und auf monokausal wirkende Faktoren der Berufs¬
krankheiten.
b) Dem entspricht die einseitige Maßnahmegewichtung mit
Schwerpunkt auf dem Risikovermeidungsverhalten (i.G.z.
Veränderungsverhalten) des einzelnen Beschäftigten, ins-
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besondere auf persönlichem Körperschutz, Individualauf-
klärung, medizinischen Untersuchungen.
4. Diese generellen Tendenzen, die in der Normierungs-, Kon¬
troll- und Sanktionspraxis ihren Niederschlag finden, führen
jedoch zu völlig unterschiedlichen Implementationsmustern im
Betrieb (verstanden als Vektorsummen der Strategien aller Ar¬
beitsschutz-Akteure) . Hier lassen sich unterscheiden:
a) Die Nicht-Umsetzung von Arbeitsschutznormen;
b) deren formelle Umsetzung mit dem Effekt der Wirkungsneu-
tralisierung (z.B. pro-forma-Benennungen von Sicherheits¬
fachkräften und Betriebsärzten);
c) die Implementation des Arbeitsschutzes mit dem Effekt
seiner Transformation in ein betriebliches Teilsystem,
welches sich zum Rentabilitätsziel möglichst komplemen¬
tär, zumindest aber neutral verhält. (Eine partielle In¬
teressenkoinzidenz zwischen Arbeit und Kapital an der
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit stellte in der Vergangen¬
heit die Hauptvoraussetzungen für die Fortschritte dar,
die innerhalb des bestehenden nicht-konfliktorischen Re¬
gulierungssystems erzielt wurden. Die Entwicklung nach
1974 zeigt, wie die Zone sich überlappender Interessen
sich mit dem gestiegenen Grad der Austauschbarkeit der
Arbeitskraft modifiziert und verringert.)
d) In Betrieben mit außergewöhnlich hohem Niveau der Inte¬
ressenpolitik der Belegschaften finden sich Ansätze zur
gesundheitspolitisch-zieladäquaten Funktionalisierung des
AS.
Entscheidend ist, daß die Differenzierungskriterien die¬
ser Implementationstypen nicht ausschließlich auf struk¬
turelle Faktoren (Betriebsgröße, Branche usw.) zurückzu¬
führen sind, sondern auch auf betrieblich-politische Fak¬
toren. Diese stehen im Mittelpunkt der zweiten empiri¬
schen Untersuchungsphase.
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5. Erhebungsinstrumente dieses Teils sind Experteninterviews,
eine Arbeitnehmerbefragung und Gruppendiskussionen. Die Unter¬
suchung zielte darauf ab, massenhafte Informationen über ty¬
pische Bereiche zu erhalten, um auch zu Verteilungsaussagen
zu kommen. Da deshalb dem eher schwachen Instrument des Fra¬
gebogens der Vorzug gegeben wurde, mußten die entsprechenden
Nachteile durch die offenen Interviews und die Gruppendiskus¬
sionen teilweise kompensiert werden. Weil es vornehmlich auf
(freilich stets subjektive)Aussagen über Fakten ankam, mußte
die zu befragende Personengruppe einen überdurchschnittlich
hohen Informationsgrad aufweisen. Aus diesem Grund wurden
1.400 gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmer aus fünf
Branchen und ca. 380 Betrieben befragt.
Erfaßt wurden Indikatoren zur:
- Artikulation und Thematisierung von Arbeitsproblemen als
Gesundheitsprobleme in der Belegschaft;
- Arbeitsschutzpraxis der Belegschaft bzw. Belegschaftsver-'
tretung, und zur
- Arbeitsschutzpraxis der professionellen Arbeitsschutz-
Akteure.
Als unabhängige Variable wurden Indikatoren zu folgenden
Komplexen erhoben:
- Arbeitsbelastung und -beanspruchung,
- Potential des Unternehmens bezüglich ökonomischer Ressour¬
cenmobilisierung und betriebspolitischer Durchsetzung,
- interessenpolitisches Niveau der Belegschaft und Beleg¬
schaftsvertretung sowie Situation und Struktur der Beleg¬
schaft.
Im folgenden seien drei Einzelergebnisse hervorgehoben:
6. Es bestätigt sich die These, daß die spezifischen Gesund¬
heitsinteressen der Beschäftigten dort die größten Chancen
haben, thematisiert und durchgesetzt zu werden, wo auch die
Belegschaftsinteressen insgesamt am besten vertreten werden.
Damit kommt den betriebspolitischen Faktoren eine zentrale
Bedeutung bei der Gestaltung des Arbeitsschutzes zu. Dieser
Sachverhalt ergibt sich u.a. daraus, daß die Arbeitsschutz-
187
aktivitäten der Belegschaft(svertretungen) zwar mit struktu¬
rellen Faktoren wie der Betriebsgröße korrelieren, aber in¬
nerhalb gleicher Strukturen sehr inhomogen sind. Auch die
Arbeitsbelastung wirkt sich nicht durchgängig konstituierend
aus: Betriebe mit unterschiedlichem Grad an Arbeitsbelastung
weisen eine gleiche Arbeitsschutzpraxis auf, ebenso wie in
Betrieben mit vergleichbarer Arbeitsbelastung alle Varianten
von AS auftreten können. Hingegen läßt sich ein enger posi¬
tiver Zusammenhang erkennen zwischen dem Niveau der betrieb¬
lichen Interessenpolitik der Belegschaft und ihrer speziel¬
len Arbeitsschutzpraxis. Eine praxisrelevante Schlußfolge¬
rung liegt darin, daß man von AS-Schulungen und Aufklärung
nur wenig Effekt erwarten kann, wenn der Arbeitsschutz nicht
im betrieblichen Interessenzusammenhang behandelt wird.
7. Der gegenwärtige Hauptengpaß der betrieblichen AS-Politik
liegt nicht primär im individuellen Sicherheits- und Gesund¬
heitsbewußtsein oder der fehlenden subjektiven Betroffenheit
der Beschäftigten. Vielmehr zeigt sich, daß - vor allem bei
den Arbeitnehmern mit hoher Belastung und starken Befindlich¬
keitsstörungen - ein Potential an Belastungserfahrungen und
Gesundheitsmotivation besteht, jedoch die betrieblichen Struk¬
turen der Belegschaftsvertretung und des Arbeitsschutzes we¬
nig geeignet sind, dieses aufzugreifen und in kollektives
Bewältigungshandeln umzusetzen. Die Artikulation und Thema¬
tisierung von Gesundheitsproblemen im Betrieb hängt weder
allein mit dem Maß der "objektiven" Belastungen, noch mit
dem Aufwand an abstrakter Aufklärung zusammen, sondern ist
zu wesentlichen Teilen abhängig von den realen Gestaltungs¬
möglichkeiten, bzw. den vorhandenen alternativen Handlungs¬
möglichkeiten im Betrieb.
8. Die im Arbeitssicherheitsgesetz definierten Mindestanfor¬
derungen an die Betriebsärzte und Sicherheitsfachkräfte wer¬
den bereits formal nur unzureichend erfüllt, obwohl sie nur
eine notwendige und nicht hinreichende Bedingung für präven-
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tiven betrieblichen AS sind. Dabei variiert der Grad der
Durchführung der vorgeschriebenen Maßnahmen stärker mit
dem Niveau der Interessenvertretung der Belegschaft als mit
dem der Arbeitsbelastung. Daraus ergibt sich der Schluß,
daß es nicht unrealistisch ist, in einer Stärkung der Beleg¬
schaftsvertretung die Voraussetzung zu sehen für eine stär¬
kere Nutzung der Fachkompetenz der Professionals und deren
Orientierung auf die Probleme der Betroffenen, ebenso wie
dadurch der Instrumentalisierung des professionellen Ar¬
beitsschutzsystems für Managementstrategien entegengewirkt
werden kann.
Mit dem Problem der Verallgemeinerung und Transformation
individueller Belastungserfahrung und Betroffenheit in Be¬
wältigungshandeln auf der Abteilungs- und Betriebsebene auf
Seiten der Beschäftigten ist auch die Frage nach entsprechen¬
den Kommunikations- und Durchsetzungsstrukturen der Beleg¬
schaft aufgeworfen. Hier fehlt es vor allem an solchen Ver¬
trauenspersonen im Arbeitsbereich, die Belastungsprobleme
frühzeitig aufgreifen und in die Interessenvertretung ein¬
bringen können. Dabei geht es vornehmlich um solche
- nicht
selten sich bereits in Befindlichkeitsstörungen und chroni¬
schen Erkrankungen ausdrückenden
- Belastungen, deren Wahr¬
nehmung sich dem beschränkten Meßinstrumentarium der Pro¬
fessionals verschließt und primär abhängig ist von der Kon¬
tinuität, Kontextnähe und dem solidarischen Vertrauensver¬
hältnis zum Gleichgestellten.
